
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Bayerischen Futtersaatbau GmbH 
 
Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bayerischen Futtersaatbau GmbH 
(„Unternehmen“) sind Bestandteil aller Verträge. Für Verträge im Online-Handel gelten ergänzend die 
Besonderen Geschäftsbedingungen (E- Commerce). Für den Verkauf von Saatgut gelten zusätzlich 
die Besonderen Geschäftsbedingungen Saatgut (siehe unten). Sie finden diese auch unter www.bsv-
saaten.de sowie im Aushang unserer Geschäftsstellen. Etwaige Allgemeine Geschäftsbedingungen 
des Vertragspartners („Kunden") gelten nicht, auch wenn das Unternehmen ihnen nicht ausdrücklich 
widerspricht. Die Bedingungen des Unternehmens gelten auch für nachfolgende Lieferungen aufgrund 
schriftlicher oder mündlicher Bestellungen. 
 
1. Preise. Alle Preise verstehen sich ab Ismaning, bzw. Sitz der liefernden Niederlassung. 
 
2. Lieferung, Fracht, Verpackung, Paletten. Die Lieferung erfolgt, sofern nicht anders vereinbart, auf 
Rechnung und Gefahr des Kunden. Verpackung und Paletten werden, sofern nicht getauscht, 
handelsüblich berechnet. Rücknahme von Paletten durch den liefernden Unternehmens-Betrieb erfolgt 
nur in mangelfreiem Zustand. Transportverluste oder -beschädigungen sind vom Kunden beim 
Transporteur zu reklamieren und vor Übernahme der Ware bescheinigen zu lassen. Bei vereinbarter 
direkter Belieferung des Kunden tritt Erfüllung der vertraglichen Lieferverpflichtungen mit Übergabe der 
Ware und Bestätigung der Übergabe durch Unterschrift des Kunden auf dem Lieferschein ein. 
 
3. Lieferfrist. Ereignisse aller Art, die vom Unternehmen nicht verschuldet sind (Arbeitseinstellungen, 
Betriebsstörungen, Transportstörungen, Liefersperren usw.), entbinden das Unternehmen von der 
Lieferpflicht für die Dauer der Behinderung. Ist der Kunde Verbraucher, wird die rechtzeitige 
Selbstbelieferung vorbehalten, wenn die Belieferung des Unternehmens ohne dessen Verschulden 
nicht erfolgt. 
 
4. Gewährleistung, Verjährung. Ist der Kunde Unternehmer, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öff.-rechtl. Sondervermögen, kann er als Nacherfüllung Beseitigung des Mangels 
verlangen. Schlägt diese fehl, bestimmen sich seine Rechte nach § 437 Nr. 2 und 3 BGB; der 
Anspruch auf Nachlieferung ist ausgeschlossen. 
 
5. Haftung. Das Unternehmen haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit in vollem Umfang nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. Bei Schäden aus Verletzungen des Lebens, des Körpers, der 
Gesundheit, des Produkthaftungsgesetzes oder von wesentlichen Vertragspflichten haftet das 
Unternehmen darüber hinaus bereits für jede Fahrlässigkeit. Wesentliche Vertragspflichten sind 
solche, deren Erfüllung den Vertrag prägt und auf die der Kunde vertrauen darf. Eine darüber 
hinausgehende Haftung besteht nicht. 
 
6. Zahlungen haben, wenn nichts anderes vereinbart ist, sofort bei Übergabe der Ware ohne jeden 
Abzug zu erfolgen. Zahlungen in fremder Währung werden gemäß Bankabrechnung gutgeschrieben. 
Bankgebühren sind vom Kunden zu tragen. Andere Zahlungsbedingungen sind schriftlich zu 
vereinbaren. Kommt der Käufer in Zahlungsverzug, werden Mahnspesen und Verzugszinsen in 
banküblicher Höhe berechnet. 
 
7. Umsatzsteuerfreie Lieferung. Liegt eine umsatzsteuerfreie Lieferung gemäß § 4 Nr. 1 Buchstabe b 
i.V.m. § 6a UStG vor, ist der Kunde verpflichtet, eine Gelangensbestätigung zu unterzeichnen und 
zurückzusenden. Die Rücksendung der Gelangensbestätigung an das Unternehmen hat innerhalb von 
30 Tagen nach Übergabe des Kaufgegenstandes durch das Unternehmen oder eines von ihm 
beauftragten Dritten zu erfolgen. Kommt der Kunde seiner Verpflichtung nicht nach, wird die 
Umsatzsteuer nachberechnet. Das Eigentum am Kaufgegenstand bleibt bis zum Eingang der 
Gelangensbestätigung bzw. bis zur Zahlung der nachberechneten Umsatzsteuer vorbehalten. 
 
8. Ankündigungsfrist für den Einzug von SEPA-Lastschriften. Nimmt der Kunde am SEPA-
Lastschriftverfahren teil, wird ihm der Bankeinzug spätestens einen Werktag vorher angekündigt. Der 
Einzug wiederkehrender Zahlungen mit gleichen Beträgen wird einmal jährlich angekündigt. 
 
9. Warenrücksendung und Rückgabe. Sofern keine gesetzlichen Widerrufs- und Rücktrittsrechte (z. 
B. Widerruf im Fernabsatzgeschäft) bestehen, bedürfen Rückgaben der schriftlichen Zustimmung des 
Unternehmens. Nur mangelfreie Lagerware kann bei frachtfreier Rückgabe an den Lieferbetrieb und 
Rechnungsvorlage abzüglich einer Bearbeitungspauschale von mindestens zehn Prozent ihres Wertes 
gutgeschrieben werden. Sonderanfertigungen und Ware, die auf Wunsch des Kunden besonders 
beschafft wurden (Streckenartikel), sind grundsätzlich von der Rückgabe ausgeschlossen. 
 
10. Lieferdatum. Das Lieferdatum entspricht dem Rechnungsdatum, soweit in der Rechnung nicht 
anders angegeben. 
 
11. Erfüllungsort ist Ismaning. 
 

12. Datenschutz. Personenbezogene Daten werden gemäß § 28 BDSG erfasst, gespeichert und 
verarbeitet. 
 
13. Eigentumsvorbehalt. Das Unternehmen behält sich sein Eigentum bis zur vollständigen 
Vertragserfüllung vor, im Verkehr mit Unternehmern bis zur Tilgung aller aus der Geschäftsverbindung 
bereits entstandenen Forderungen  oder  im engen Zusammenhang mit der gelieferten Ware noch 
entstehenden Nebenforderungen (Nutzungszinsen, Verzugsschaden etc.). Bei Geschäften gegen 
laufende Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt auch als Sicherung der Saldoforderung des 
Unternehmens.  
Der Kunde hat das Unternehmen unverzüglich unter Übergabe der für einen Widerspruch notwendigen 
Unterlagen über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware oder in die (voraus-) 
abgetretenen Forderungen zu unterrichten. 

Bei Zahlungsverzug des Kunden ist das Unternehmen zur Rücknahme der Vorbehaltsware nach 
einmaliger Mahnung berechtigt und der Kunde zur Herausgabe verpflichtet. Der Kunde räumt dem 
Unternehmen das Recht zum Betreten seines Geländes, zur Kennzeichnung oder Wegnahme der 
gelieferten Ware ein. Die Kosten für die Rücknahme trägt der Kunde. 
 
14. Geltendes Recht und Gerichtsstand. Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-
Kaufrechtsübereinkommens. Von dieser Rechtswahl ausgenommen ist zwingend außerhalb 
Deutschlands anwendbares Verbraucherschutzrecht. Vertragssprache ist deutsch. Für gerichtliche 
Mahnverfahren – und gegenüber Vollkaufleuten bei allen Rechtsstreitigkeiten – ist das Gericht 
zuständig, in dessen Bezirk die liefernde Betriebsstätte des Unternehmens ihren Sitz hat. 
 
 


